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Jetzt muß 
gespart werden 
I as Ergebnis des parlamentarischen Vermitt- 
Un9sverfahrens zum Beschäftigungsförde- 
>9sgesetz ist ein Erfolg der Union, stellt 
Jlmut Kohl fest: 
• Wir haben die Erhöhung der Mehrwertsteu- 

er und der Grundsteuer verhindert. 
• Die Investitionszulage muß durch Einspa- 

rungen finanziert werden. 
' Der Krankenversicherungsbeitrag der Rent- 

ier dient der Sicherung der Rentenfinanzen 
Und nicht der Sanierung des Bundeshaus- 
haltes. 

ach Auffassung nahezu aller wirtschaftlicher Sach- 
6rständigen hätte eine Steuererhöhung im Kampf 

?e9en die Arbeitslosigkeit mehr geschadet, als die 
pVestitionszulage allenfalls nutzen kann. Auch die 
Tönung der Grundsteuer ist kein taugliches Mittel, 

J11 Wohnungsmarkt und Bautätigkeit zu beleben. 
nd die von der Bundesregierung vorgesehene Nut- 
Ur>9 des Krankenversicherungsbeitrages der Rent- 

t
er zur Senkung der Bundeszuschüsse an die Ren- 
Versicherung sollte die Rentner zu einem Sonder- 

heit 
hen. 

trag für die überzogene Schuldenpolitik heranzie- 

'e geschlossene Haltung der Union hat all dies ver- 
öden. Den Bürgern bleiben weitere Steuererhöhun- 

(Fortsetzung Seite 2) 

„Gemeinsam für Frieden 
und Freiheit" 
am 5. Juni in Bonn 
Sämtliche Werbematerialien der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle zur 
Ankündigung der Demonstration 
und zur Mobilisierung der Teil- 
nehmer sind inzwischen an die 
Kreisgeschäftsstellen ausgelie- 
fert. 

Ab jetzt wird bundesweit 
geworben. Mitmachen! 
Die Abteilung Öffentlichkeitsar- 
beit gibt in der rosa Beilage die- 
ser Ausgabe noch einmal Tips 
zur Herstellung und Gestaltung 
von Transparenten. 

Abfahrtszeiten 
der Sonderzüge: 
Auf den Seiten 14,15 und 16 die- 
ser Ausgabe (weißer Teil) finden 
Sie die genauen Abfahrtszeiten 
der Sonderzüge sowie einen 
wichtigen Hinweis zur Plakatie- 
rung. 

• ASYL 
Das vom Bundestag verabschie- 
dete Gesetz erreicht Zielsetzung 
nicht Seite 5 

• WETTBEWERB 
Marktwirtschaft darf nicht zur 
Worthülse degradiert werden 

Seite 7 

• DOKUMENTATION 
Die Rentenreform von 1957 
sichern und weiterentwickeln 

grüner Teil 
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INFORMATION 

Kriminalität ist 
besorgniserregend 
Die Entwicklung der Kriminalität in der 
Bundesrepublik Deutschland ist nach wie 
vor besorgniserregend. Die Kriminalitäts- 
kurve steigt unvermindert steil nach oben 
an. In diesem Jahr beträgt die Steigerung 
6,7%. Es wurden 4 071 873 Straftaten regi- 
striert. Im Jahre 1969 waren es noch 
2 217 966. Damit liegt die Steigerung in 
diesem Zeitraum bei weit über 80%. Die 
Gesamtbevölkerung ist in dieser Zeit le- 
diglich um 1,3% angewachsen. 

Besondere Sorge bereitet die Gewaltkri- 
minalität, die seit Jahren einen überdurch- 
schnittlichen Anstieg aufweist. Besorgnis- 
erregend ist auch die ständige Zunahme 
der Rauschgiftdelikte, der enorme Anstieg 
der Jugendkriminalität, insbesondere die 
der zweiten und dritten Ausländergenera- 
tion sowie die wachsende Kriminalität der 
Ausländer insgesamt. 
Bei der Frage nach den Ursachen dieser 
Entwicklung kann die Bundesregierung 
von erheblicher Schuld nicht freigespro- 

chen werden. Der für Fragen der inneren 
Sicherheit innerhalb der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion zuständige Abgeordnete, 
Hans-Joachim Jentsch, weist darauf hin. 
daß die seit Jahren von SPD und FDP pr°' 
pagierte Scheinliberalisierung zu erheb'i' 
chen Fehlentwicklungen geführt hat. Not- 
wendig sei eine Umkehr in der Innen-. 
Rechts- und in der Gesellschaftspolitik- 
Wir brauchen wieder ein Rechtssystem, in 

dessen Mittelpunkt — wie vor 1969 — der 

Mensch steht, der eigenverantwortlich 
handelt, Pflichten auch gegenüber dem 
Staat anerkennt und die Verantwortung 
nicht der Gesellschaft zuschiebt. Rechts- 
brecher müssen wieder der Strafe stärker 
zugeführt, die Gerichtsverfahren müssen 
fair aber zügig durchgeführt werden. 

Friedenskonferenz in Moskau: 
Lehrstück sowjetischer 
Manipulation 
Bestimmte Vorgänge auf der sogenannten 
Friedenskonferenz der Kirchen, die ip 

Moskau ihre Plenarsitzung beendet hat. 
darf man wohl als Lehrstücke sowjeti- 
scher Manipulation und Infiltration be- 
zeichnen. Die sorgenvolle Frage, die sicn 

(Fortsetzung von Seite 1) 

gen erspart. Sie sind der falsche Weg. Nur 
über Einsparungen beim Konsum und 
mehr Investitionen kann der Arbeitsmarkt 
entlastet werden. 

Indem die Bundesregierung ihr Anru- 
fungsbegehren auf die Gegenstände des 
sogenannten „Beschäftigungsförderungs- 
gesetzes" beschränkte, hat sie im Vermitt- 
lungsausschuß jede substantielle Diskus- 
sion über konkrete Sparvorschläge abge- 
schnitten. Vielleicht wollte sie auf diesem 
Weg die nächste Koalitionskrise etwas 
hinausschieben. 

So wird die SPD/FDP-Koalition  bei den 

anstehenden Haushaltsberatungen Spar' 
vorschlage machen müssen. Wir werden 
sehen, ob die Zusage von Wirtschaftsmi- 
nister Lambsdorff, die Investitionszulag6 

durch Einsparungen zu finanzieren, nocn 
gilt. Skepsis ist angebracht, wenn jetzt 
schon der CDU/CSU die Schuld für eine 
Erhöhung der Nettokreditaufnahme in die 
Schuhe geschoben werden soll. Auch die- 
ser Versuch wird der Koalition mißlingen- 
Die Union hat seit langem konkrete Spar' 
Vorschläge gemacht, und sie ist auch wei- 
terhin zur Zusammenarbeit bereit, wenn 
es gilt, unser Land auf den Weg solider 
Wirtschafts- und Finanzpolitik zurückzu- 
führen. 
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Alfred Dregger erneuert Angebot an FDP 
Die CDU in Hessen tritt bei den Landtagswahlen am 26. September zum vierten 
Mal mit ihrem Landesvorsitzenden Alfred Dregger als Spitzenkandidat an. Der 
"1jährige Politiker wurde auf dem Landesparteitag in Nieder-Florstadt bei Fried- 
berg mit 449 von 452 abgegebenen Stimmen auf Platz eins der Landesliste ge- 
wählt. 

Alfred Dregger erneuerte das Angebot an die FDP, nach der Landtagswahl am 26. 
September gemeinsam mit der Union die Regierung in Hessen zu bilden. Wörtlich 
sagte er: „Wenn sie liberal bleiben bzw. ihr liberales Profil wiederherstellen-will, 
kann sie ihren Platz nur an der Seite der Union finden. Das ist auch der Grund da- 
für, daß ich meine Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der FDP klar zum Aus- 
druck gebracht habe." 

Als wichtigstes Ziel der 80er Jahre bezeichnete Dregger die Wiederherstellung 
der Vollbeschäftigung. Das gehe aber nicht mit „sozialistischen Konzepten ä la 
»örner" und auch nicht mit faulen Kompromissen zwischen marktwirtschaftlichen 
Ur»d sozialistischen Vorstellungen. Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung sei 
nur möglich mit einer Politik der Sozialen Marktwirtschaft. 
Für den Fall eines Wahlsieges kündigte Dregger unter anderem an, daß sich der 
^aat in der Bildungspolitik als Partner der Schulträger, der Kirchen und Weltan- 
Schauungsgemeinschaften und insbesondere der Eltern begreifen werde. „Das 
Jahrzehnt der Konfrontation zwischen Kultusminister und Landeselternbeirat wird 
am 26. September zu Ende sein", erklärte Dregger. 

Nach Dregger folgen auf den weiteren Plätzen der Landesliste der Vorsitzende 
der hessischen CDU-Landtagsfraktion, Gottfried Milde, und Manfred Kanther, der 
Generalsekretär der hessischen CDU. Über ihre Wahlaussagen zur Landtagswahl 
Will die hessische CDU auf einem eigenen Programmparteitag am 21. August in 
Darmstadt entscheiden. 

te
6,|t, lautet: Sind sich die Kirchenvertre- 

J aus der freien Welt dieser Tatsache be- 
8t geworden; und werden sie Konse- 

jpnzen daraus ziehen? 

g   soll gar nicht bestritten werden, daß 

ren Friede' der das Thema dieser Kante- 
te 2 'n der sowjetischen Hauptstadt bilde- 
nder Wunsch und das Ziel aller Teilneh- 
s. 

r' ob sie nun aus Ost oder aus West 
^mten, war. Aber weil der Friede nun 
jj ^al unteilbar ist, mußte man es, gelin- 
in 9esagt, als einen krassen Widerspruch 
. 'oh empfinden, wenn für die Moskauer 
$crSr'°nter der Konferenz nur die sowjeti- 

6 Friedensversion akzeptabel — und 

infolgedessen auch nur die sowjetische 
Politik die wahre Friedenspolitik bedeute- 
te. 
Vielleicht haben die Nachrichten und Fern- 
sehbilder von diesem Kongreß in Moskau 
hier im Westen dazu beigetragen, die Frie- 
densdiskussion in den Kirchen und den 
kirchlichen Verbänden aus jener euphori- 
schen Unbekümmertheit herauszuholen, 
die nicht selten politische Fakten und Ziel- 
richtungen völlig außer acht läßt. Dann — 
aber nur dann — wäre die Reise der west- 
lichen Kirchenleute nach Moskau nicht 
umsonst gewesen, stellt MdB Willi Weis- 
kirch fest. 
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DDR 

Swing nicht von der 
Frage des Zwangs- 
umtausches abkoppeln 
Seit dem 10. Oktober 1980 sind die 
innerdeutschen Beziehungen außer- 
ordentlich belastet. Durch die skru- 
pellose Erhöhung des Zwangsum- 
tausches hat Ost-Berlin die finanziel- 
le Abgrenzungsmauer ein entschei- 
dendes Stück höher gezogen. Der 
Reiseverkehr in die DDR und nach 
Ost-Berlin ist dadurch nachhaltig ge- 
drosselt, sein Volumen praktisch 
halbiert worden. Getroffen wurden in 
erster Linie die Menschen im geteil- 
ten Deutschland. Getroffen wurde 
aber auch ein Kernstück der inner- 
deutschen Vertragspolitik, erklärte 
Peter Lorenz in der Aktuellen Stunde 
im Deutschen Bundestag. 

Die Bundesregierung hat wiederholt er- 
klärt, sie werde sich mit der Zwangs- 

umtauscherhöhung nicht abfinden. Sie hat 
— hierin der Union folgend — den Ge- 
samtzusammenhang der Beziehungen mit 
der DDR hervorgehoben und dabei auf die 
anstehenden Swing-Verhandlungen ver- 
wiesen. Bundesminister Franke hat sehr 
bildhaft das „Ende der Fahnenstange" für 
den Swing angekündigt — ja, er hat sogar 
Konsequenzen mit Blick auf die Straßen- 
benutzungspauschale angedeutet. 

Dies alles hörte sich sehr nach Festigkeit 
und Entschlossenheit an. Wir haben das 
mit Aufmerksamkeit zur Kenntnis genom- 
men. Doch seit die SED in den letzten Wo- 
chen damit begonnen hat, die Festigkeit 
der Bundesregierung zu testen, ist die 
bisherige Position der Bundesregierung 
immer mehr ins Wanken geraten. Da wird 

erklärt, der Swing sei kein Hebel, um die 
DDR zu einem Entgegenkommen im hu- 
manitären Bereich zu bewegen. Natürlich 
ist der Swing kein Hebel, aber er ist eines 
der noch vorhandenen Instrumente, das 
man nach unserer Auffassung eben nicn 
freiwillig wegwerfen darf! Ob man nun 
Junktim oder GesamtzusammenhanS 
nennt: zwischen Swing und Zwangsurn' 
tausch besteht selbstverständlich eine in* 
nere Verbindung. Beides sind Devisenein' 
nahmequellen der DDR. Die Lösung der 

einen Frage liegt im Interesse der DDP- 
die Lösung der anderen in unserem. W 
sind der Meinung, daß zwischen beiden1 

ein fairer Interessenausgleich gefunden 
werden muß — nicht mehr, aber aucn 
nicht weniger. 
Sowohl die Spekulationen als auch die Si- 
gnale des Zurückweichens demontieren 
die Verhandlungsposition der Bundesre- 
publik Deutschland. Den Nutzen daraus 
zieht allein die SED. Das kann doch nie' 
mand von uns wollen. In dieser Lage hält 
es die CDU/CSU für dringend geboten- 
der Bundesregierung Standhaftigkeit zU 

empfehlen. 
Das bedeutet konkret: 
1. Die Frage des Swing darf nicht von der 

Frage des Zwangsumtausches abgekop' 
pelt werden. 
2. Die DDR muß Voraussetzungen schaf' 
fen, die einen innerdeutschen Reisever- 
kehr in seinem früheren Umfang wieder 

ermöglichen. Andernfalls darf es keine 
Verhandlung des Swing geben; er müßte 
dann auf seine vertragliche Höhe von 20° 
Mio. absinken. 
3. Ein bloßer „Sozialrabatt" für Rentner 

und Jugendliche führt nicht zur Wieder- 
herstellung der innerdeutschen Ge' 
schäftsgrundlage. Menschliche Erleichte' 
rungen auf anderen Gebieten — so sehr 
sie zu begrüßen wären — können kein Er- 
satz für den Abbau der Hürden im inne1" 
deutschen Reiseverkehr sein. 
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ASYLVERFAHREN 

&as vom Bundestag verabschiedete 
Gesetz erreicht Zielsetzung nicht 
9s Ergebnis der Beratungen über 
9s Asylverfahren, das am Freitag, 
5- Mai, im Deutschen Bundestag 
°r9elegt wurde, steht im umgekehr- 

.®n Verhältnis zu dem dafür benötig- 
®n Zeitaufwand. Mit dem Entwurf 
ird die Zielsetzung des Gesetzes, 

^miich, daß wirklich Verfolgte so 
aid wie möglich ihre Anerkennung 

*'s Asyl berechtigte erhalten und 
^neinasylanten den Aufenthalt in 
. nserem Lande so früh wie möglich 
Senden, nicht erreicht. 

ßs ist zu bedauern, daß die Vorschläge 
l^des Bundesrates, die auch von fast al- 
^ SPD-regierten Bundesländern mitge- 
ben werden, in den Gesetzentwurf der 
°alitionsfraktionen kaum Eingang gefun- 
en haben und im Bundestag von SPD 
nd FDP abgelehnt wurden. Die Anrufung 
es Vermittlungsausschusses scheint si- 

cher. 
Ine entscheidende Verkürzung des Asyl- 
erfahrens   kann   nur   erreicht   werden, 
er,n  offensichtlich  aussichtslose  Asyl- 

f 
nträge im Vergleich zum übrigen Asylver- 
nren gesondert behandelt werden, er- 

t
larte MdB Wolfgang Bötsch in der Debat- 
^   Aus diesem Grunde ist den Ausländer- 
ehörden  die  Möglichkeit  einzuräumen, 
°er offensichtlich unbegründete Asylan- 
a9e selbst zu entscheiden. Das Bundes- 

^assungsgericht hat entschieden, daß 
^er Gesetzgeber den Ausländerbehörden 

le  Entscheidungszuständigkeit  für ein- 
mütig aussichtslose Asylanträge zuwei- 
6n kann. Wenn gleichzeitig der Klage ge- 

gen die Entscheidung der Ausländerbe- 
hörde die aufschiebende Wirkung versagt 
wird und im einstweiligen Rechtsschutz 
die Beschwerdemöglichkeit entfällt, ist ge- 
währleistet, daß offensichtlich unbegrün- 
dete Asylanträge auf diese Weise sehr 
rasch entschieden werden können. 

Asylbewerber, die offensichtlich unbe- 
gründete Asylanträge stellen, und damit 
im Regelfall unser liberales Asylrecht miß- 
brauchen, könnten dann nur noch mit ei- 
ner kurzen Aufenthaltsdauer in der Bun- 
desrepublik Deutschland rechnen. Dies 
würde dazu führen, daß die Einreise der 
Scheinasylanten nicht mehr besonders at- 
traktiv ist und daß damit dem Asylmiß- 
brauch wirksam entgegengetreten wird. 

Wer den vom Bundesverfassungsgericht 
selbst vorgezeichneten Weg ablehnt, wird 
den nach wie vor drängenden Asylproble- 
men nicht gerecht. In keiner Weise, auch 
nicht durch die dezentrale Ausgestaltung 
des Bundesamtes, ist ein auch nur annä- 
hernd vergleichbarer Beschleunigungsef- 
fekt zu erreichen. 

Nach dem Entwurf des Asylverfahrensge- 
setzes ist auch in Fällen, in denen das 
Verwaltungsgericht die Klage als offen- 
sichtlich unzulässig oder als offensichtlich 
unbegründet abgewiesen hat unter be- 
stimmten Voraussetzungen die Berufung 
zuzulassen. Damit wird dem Asylbewerber 
eine 2. Gerichtsinstanz eröffnet, die er zur 
Verfahrensverlängerung auch in jedem 
Falle anrufen wird. 

Nach Auffassung der Union genügen eine 
volle   Verwaltungs-   und   eine   volle   Ge- 
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richtsinstanz mit jeweiliger mündlicher 
Verhandlung. Dem Asylbewerber wird 
ausreichend Rechtsschutz gewährt, wenn 
ihm eine Gerichtsinstanz zur Verfügung 
steht; dies um so mehr, als über die Klage 
nicht der Einzelrichter, sondern die Kam- 
mer des Verwaltungsgerichts mit drei 
Richtern entscheidet. Eine echte Be- 
schleunigung des gerichtlichen Verfah- 
rens bringt der Bundesratsentwurf, der 
ausdrücklich bestimmt, daß die Entschei- 
dung über die Nichtzulassung der Beru- 
fung unanfechtbar ist und damit das ge- 
richtliche Verfahren auf eine Instanz be- 
schränkt. 

Eine mit der Neuregelung beabsichtigte 
Beschleunigung läßt sich mit bestem Wil- 
len nicht aus der Vorschrift des Koalitions- 
entwurfs entnehmen, die bestimmt, daß 
ein Beauftragter der Bundesregierung die 
Asylbewerber aufgrund eines bestimmten 
Schlüssels auf die einzelnen Bundeslän-. 
der verteilt. Durch eine Verteilung wird 
das Asylverfahren verlängert, weil das 
Bundesamt erst tätig werden kann, wenn 
das Verteilungsverfahren abgeschlossen 
ist und weil der Aufenthaltsort der Asylbe- 
werber häufiger wechselt. Eine Verlänge- 
rung tritt ferner ein, weil durch Umvertei- 
lungs- und Verteilungsanträge die Verwal- 
tungsbehörden zusätzlich belastet wer- 
den. Abgesehen davon, verstößt die Be- 
stimmung über die Verteilung der Asylbe- 
werber gegen das Grundgesetz, weil die 
Aufteilung der Asylbewerber Gesetzes- 
vollzug ist, der nach unserer Verfassung 
Sache der Länder ist. 

Trotz mancher positiven Ansätze bleiben 
Zweifel, ob die Koalitionsparteien willens 
sind, wirksame Regelungen zur Beschleu- 
nigung des Asylverfahrens zu treffen. Der 
vorliegende Entwurf des Asylverfahrens- 
gesetzes ist zwar ein umfangreiches Ge- 
setzeswerk, enthält aber nur wenige Ele- 
mente, die zu einer echten Beschleuni- 
gung führen. 

Dazu einige Pressestimmen: 

Bis vor drei Jahren die erste Beschleuni- 
gungsnovelle zum Asylverfahren in Krä" 
getreten war, redeten die Politiker bedaü' 
ernd von acht Jahren Dauer. Dann hieß eS' 
und nach der zweiten Novelle mit Nad1' 
druck (jetzt ist die dritte Novelle dran), d'e 

Verfahren seien doch wesentlich kürz6' 
geworden. Am Freitag sprach ein SPD' 
Abgeordneter wiederum von sechs b's 

acht Jahren. Eine beeindruckende Verküf' 
zung der Asylverfahren kann es also bis' 
her nicht gegeben haben. 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung", 14. Mai 19** 

In der Asyldebatte des Bundestages #a' 
ren sich der SPD-Politiker Börner und d& 
CDU-Politiker Vogel darin einig, daß d'6 

Bundesregierung die Dringlichkeit eine5 

durchgreifenden Gesetzes gegen den 
Mißbrauch des Asylrechts noch imm6' 
nicht begriffen hat. Immerhin sieht der ^n 
der Bundestagsmehrheit angenommen6 

Gesetzentwurf eine Verkürzung des B6' 
schwerdeweges auf ein Jahr vor. Den P6' 
gierungschefs der Länder erscheint d'f 
ses Sieb aber immer noch als zu durchß5' 
sig. Im Vermittlungsausschuß wird m6(] 

um einen noch kürzeren Prozeß bei <$ 
Behandlung von Beschwerden abgeM6' 
sener Asylbewerber nicht herumkomme'1' 

„General-Anzeiger", Bonn, 14. Mai 19** 

Ein Land wie Berlin stellte im letzten J&nf 

fest, daß von über ZOO ausländischen, *J 
Rauschgifthandel beteiligten Mannet 
über 500 in die Kategorie der Asylsuch6' 
gehörten. Das verrät sofort, daß eMa$ 

nicht stimmt. Solche Fälle haben nichf5 

mehr mit dem vom Grundgesetz gemein' 
ten Asylsuchenden zu tun, der in sein6' 
Heimat — wie einst in der Nazizeit — tf"! 
einem diktatorischen Regime verfolg 
wird. 

„Kölnische Rundschau", 14. Mai 198*" 
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WETTBEWERB 

Marktwirtschaft darf nicht zur leeren 
Worthülse degradiert werden 

'e Zunahme unseres Exportes im 
«e9enwärtigen Zeitpunkt kann uns 
Jl'cht über den Ernst der Lage hin- 
j;egtäuschen, weil die Leistungsbi- 
.j!n* nur eins von mehreren Indizien 
Ur Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
*em Ausland ist. Internationale Wett- 
bewerbsfähigkeit drückt sich nicht 
"Ur im außenwirtschaftlichen Gleich- 
pwicht aus, sondern auch in Stabili- 
a*. Wachstum und vor allem in Be- 
cnäftigung. 

Qlind müßten wir sein, wenn wir die Ver- 
T* knüpfung von nahezu 2 Mio. Arbeits- 
ort mit Schwachstellen in der Wettbe- 

erbsfähigkeit gegenüber dem Ausland 
ICr>t erkennen würden, erklärte MdB Jür- 

9ßn Warnke bei der Beratung der Großen 
j nfrage der CDU/CSU-Fraktion über die 
nternationale   Wettbewerbsfähigkeit   der 
Aschen Wirtschaft im Deutschen Bun- 
estag. Sicher sind Hunderttausende von 
n©n arbeitslos aufgrund von Fehlern, die 
jchts mit Wettbewerbsfähigkeit gegen- 
&er dem Ausland zu tun haben. Ich den- 
e an die Kürzung der Haushaltsmittel und 
le konträproduktiven Rahmenbedingun- 

9er> im Baubereich. Aber ebenso sicher 
*eht ein großer Teil der Arbeitslosen von 
eute auf die zwei großen Fehlentschei- 
den der 70er Jahre zurück: 

as Versagen bei der Bewältigung der er- 
I en Ölkrise 1973 und die regierungsamt- 
ch gezüchtete Anspruchsmentalität mit 
er bekannten Folge des Überverbrauchs 
JJd der Investitionslücke von annähernd 

*°0 Milliarden DM. 

Annähernd zwei Millionen Arbeitslose sind 
schlimm genug, geburtenstarke Jahrgän- 
ge, Wachstumsraten unterhalb des Pro- 
duktivitätsanstiegs und immer noch stei- 
gende Ausländerzahlen werden bis Mitte 
dieses Jahrzehnts eine dritte Million Ar- 
beitslose zur Folge haben, wenn die Ent- 
wicklung sich selbst überlassen bleibt 
oder die Weichen falsch gestellt werden. 

Jeder vierte Arbeitsplatz in der Bundesre- 
publik Deutschland lebt unmittelbar vom 
Export, indirekt sind es viel mehr. Zusätzli- 
cher Einfuhrdruck wegen mangelnder in- 
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit be- 
deutet Gefahr für weitere Millionen von Ar- 
beitsplätzen. 

Die Ausgabenprogramme der 70er Jahre 
waren untauglich. Der Patient ist therapie- 
resistent geworden gegen diese Art von 
Nachfragestimulierung. Mit dem Sach- 
verständigenrat, den wirtschaftswissen- 
schaftlichen Instituten und der Bundes- 
bank bekennt sich die Union dazu, die An- 
gebotsbedingungen der deutschen Volks- 
wirtschaft zu verbessern. Fünf Felder sind 
vor allem problematisch: 
— der überhöhte Staatsanteil, 
— die zu niedrigen Investitionen, 
— die Arbeitskosten, 
— die Kosten der Energie, 
— die Entwicklung der Erzeugnisse. 

Die zur internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit der 80er und 90er Jahre nötigen zu- 
sätzlichen Investitionen setzen Investi- 
tionsfähigkeit und Investitionsneigung vor- 
aus. An beidem fehlt es, wenn der Staat 
eine Abgabenquote von über 40 % des 
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Bruttoinlandproduktes in Anspruch 
nimmt. In Japan sind es nur 24,7.%. Die Ei- 
genkapitalquote unserer Unternehmen ist 
durch diese Überbesteuerung auf fast 
20 % abgesackt und erholt sich selbst in 
sogenannten „guten Jahren" nicht mehr. 
Der stellvertretende Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion im Wirtschafts- 
ausschuß MdB Matthias Wissmann, er- 
klärte in der Debatte, daß man sich nicht 
so sehr von den „Sonnenstrahlen der ge- 
genwärtigen Exportkonjunktur blenden 
lassen" sollte, daß man die „Gewitterwol- 
ken am Horizont" übersehe. 
Als Begründung dafür, daß die positive 
Entwicklung nicht überbewertet werden 
dürfe, wies Matthias Wissmann u. a. auf 
die Gefahr hin, daß die deutsche Industrie 
in Zukunft in einen technologischen Rück- 
stand geraten könne. 
Der geringe Produktivitätszuwachs der 
letzten Jahre und die gesunkene Investi- 
tionstätigkeit bedeuten ebenfalls eine Hy- 
pothek für die zukünftige Entwicklung. 
Als innere Ursachen für die langfristigen 
Probleme deutscher Unternehmen im in- 
ternationalen Wettbewerb sprach Matthias 
Wissmann u. a. den Mangel an Risikokapi- 
tal und die hohe Belastung mit ertragsun- 
abhängigen Steuern an. Ein weiterer 
„Hemmschuh" sei die steigende Bürokra- 
tisierung. 
Die Bewältigung der Bürokratieflut bela- 
stet besonders die mittleren und kleinen 
Industrieunternehmen. So zeigt eine Un- 
tersuchung des Instituts für Mittelstands- 
forschung, daß gerade in Betrieben mit ei- 
nem Umsatz bis zu fünf Millionen DM der 
Anteil der Kosten der für den Staat er- 
brachten administrativen Leistungen in 
Prozent des Umsatzes und der Personal- 
kosten um das vielfache über dem liegt, 
was Unternehmen mit mehr als fünf Millio- 
nen Umsatz zu erbringen haben. Wenn ich 
von  einem  mittelständischen  Unterneh- 

men in meinem Wahlkreis höre, daß ein 
Mitarbeiter in seinem kleinen Betrieb aus- 
schließlich damit beschäftigt ist, Statisti- 
ken und Formulare auszufüllen, und ande- 
re gesetzliche Verpflichtungen und Behör- 
denanforderungen zu erfüllen, dann soll- 
ten wir alle selbstkritisch fragen, ob wir als 
Gesetzgeber es nicht auch zu verantwor- 
ten haben, daß die Wirtschaft über neue 
Steuerverordnungen, Richtlinien, Verwal' 
tungsanweisungen und amtliche Bekannt- 
machungen zum Teil über Gebühr bela- 
stet und damit auch in ihrer internationa- 
len Wettbewerbsfähigkeit eingeschränkt 
wurde. 

Statt aus Fehlern zu lernen und den Mu* 
zu einer Kurskorrektur aufzubringen, 
scheinen die Sozialdemokraten — wie die 
Beschlüsse des Münchner Parteitage5 

ausweisen —, den Weg in den Dschunge' 
allumfassender Reglementierung, Büro- 
kratisierung und staatlicher Bevormun- 
dung noch leichtfertiger und entschiede- 
ner als schon in der Vergangenheit be- 
schreiten zu wollen. 

Sicherlich ist es notwendig, gewisse stati- 
stische Daten über die Entwicklung der 
Wirtschaft zur Verfügung zu haben, 
manchmal hat man aber den Eindruck, vie- 
le Sozialdemokraten versteifen sich dar- 
auf, neue Meldepflichten statt neuer Ar- 
beitsplätze zu schaffen: eine Investition5' 
meldepflicht, eine Meldepflicht für offene 
Stellen, eine Meldepflicht für Ausbildung5' 
platze, ein Bundesentwicklungsplan. 
Strukturräte. All das will die SPD mit einer 
„vorausschauenden Strukturpolitik", be' 
der der Staat „aktiv in den Wirtschaftspro' 
zeß eingreifen muß", verbinden. So sieht 
doch ein Arbeitsplatzvernichtungs- und 
nicht ein Arbeitsplatzbeschaffungspro' 
gramm aus. Damit werden Investitionpro- 
zesse bürokratisiert statt sie zu verstär- 
ken und zu beschleunigen. 

^ 
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KOALITION 

Jänner SPD-Unterbezirk 
aetionstriert gegen Reagan 
JJ0rst Ehmke, Mitglied des SPD-Parteivor- 

andes, wird nach seiner Rückkehr aus 
en Vereinigten Staaten von Amerika ei- 

^en Beschluß seines Bonner Partei-Unter- 
K 2irks  zur  Kenntnis  nehmen  müssen. 
^nt9egen der dringenden Empfehlung des 

Undesvorstandes der Sozialdemokraten hatHi 
daz 

die Bonner Lokalpartei die Genossen 
.  u   aufgerufen,   sich   an   der   Anti- 
ea9an-Demonstration am 10. Juni d. J. in 

^er Bundeshauptstadt zu beteiligen. Der 
, 0rstand des SPD-Unterbezirks Bonn faß- 
|. diesen Beschluß fast einstimmig, ledig- 

h Rolf Renger, Sohn der Bundestags- 
*ePräsidentin, votierte dagegen. 

^ionsvorschläge wieder 
e"imal abgelehnt 
^ der Ablehnung der Gesetzesinitiative 
d
er   CDU/CSU-Bundestagsfraktion    und 

•. s Bundesrates zur Verbesserung des 
6rnonstrations-     und     Versammlungs- 

orts durch SPD und FDP erklärt der Ob- 
J^n der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
yn 'nnenausschuß, MdB Karl Miltner: Die 
s
errnummung   und  passive  Bewaffnung 
0vv'e die Teilnahme an gewalttätigen De- 
flationen  trotz  Aufforderung,   sich 
s der Menge zu entfernen  (Landfrie- 

f 
6nsbruch), sollten gesetzlich unter Stra- 

g 9estellt werden. Auf diese Weise wür- 
^en   die   wesentlichen    Ursachen    der 
ochsenden gewaltsamen Ausschreitun- 
en der vergangenen Jahre unterbunden. 

. D und FDP haben diese Vorschläge 
aMisch mit einem einzigen Argument 

, 9elehnt: Die geltenden Gesetze reich- 
n aus. Diese Begründung ist entlarvend 

für die Ideen- und Ratlosigkeit dieser Ko- 
alition. Seit Jahren steigt die Zahl der Ge- 
walttätigkeiten und Ausschreitungen bei 
den Demonstrationen. Zahlreiche Perso- 
nen wurden verletzt; Sachschäden sind in 
Millionenhöhe entstanden. 

Es hätte jeden Koalitionspolitiker wenig- 
stens nachdenklich stimmen müssen, daß 
nach einer Infas-Studie 28% der erwach- 
senen Bundesbürger Gewaltanwendung 
manchmal für notwendig halten, bei den 
Jugendlichen sogar 40%, und daß 74% 
der Jugendlichen Verständnis für aggres- 
sive Reaktionen zeigen. 

Die CDU/CSU wird ihren Antrag zur Ver- 
besserung des Demonstrations- und Ver- 
sammlungsrechts trotz der Ablehnung 
von SPD und FDP aufrecht erhalten. 

FDP im Abwärts-Sog 
Über Monate nach der Bundestagswahl 
1980 schaffte es die FDP, sich aus dem 
Abwärts-Sog der Sozialdemokraten her- 
auszuhalten. Seit der Jahreswende 
1981/82 partizipiert Genschers Pünkt- 
chen-Partei aber immer stärker am SPD- 
Niedergang. Sowohl das Institut für De- 
moskopie in Aliensbach als auch EMNID 
bestätigen diesen Trend. Innerhalb weni- 
ger Monate sackte die FDP von 11 auf 8 
Prozentpunkte in der Wählergunst ab; das 
bedeutet den Verlust von etwa einem Drit- 
tel der Wähler in rund vier Monaten. Nach 
Infas-Bonn ist die FDP sogar auf 7 Pro- 
zentpunkte abgesackt. 

Zehn SPD-Austritte nach Ärger 
in der Partei 
Zehn Oldenburger Sozialdemokraten, dar- 
unter Mitglieder eines Ortsvereinsvorstan- 
des und des Juso-Vorstands, sind aus der 
Partei ausgetreten. Sie begründen ihren 
Schritt mit einer zunehmend arbeitneh- 
merfeindlichen Politik der SPD. 
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VERTEIDIGUNG 

Apel „entschärft" 
Langzeitbericht 
über die 
Bundeswehr 

Als die Teilstreitkräfte vor einigen 
Wochen ihre Beiträge zum Bericht 
der Langzeitkommission vorlegten, 
wollte Verteidigungsminister Apel 
diesen offiziell nicht zur Kenntnis 
nehmen, weil der Inhalt vernichtend 
war. So wurde Auftrag erteilt, eine 
„entschärfte" Fassung zu erarbeiten, 
um die Öffentlichkeit nicht allzusehr 
zu schockieren -— immerhin finden in 
diesen Monaten mehrere Landtags- 
wahlen statt. 

Zu den Vorabveröffentlichungen aus 
dem Bericht der „Langzeitkommis- 

sion" des Verteidigungsministeriums er- 
klärt der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, MdB 
Peter-Kurt Würzbach: Über diesen Auf- 
trag hatte sich die Langzeitkommission 
beinahe heillos zerstritten, da — ange- 
sichts der bleibenden Realitäten — einige 
Mitglieder nicht bereit waren, wider bes- 
seres Wissen zu verharmlosen. Was bleibt 
also? 

Die Tatsachen, die jetzt veröffentlicht wur- 
den, sind seit Jahren bekannt. Die Lö- 
sungsvorschläge haben sich ebenfalls 
nicht geändert, wie sollten sie auch — bei 
bleibenden Rahmenbedingungen? 
Eine ähnliche Kommission, die bereits vor 
Jahren unter Vorsitz von General a. D. de 
Maiziere im Auftrag von Verteidigungsmi- 
nister Apel zum Ergebnis kam, daß wegen 
der ständigen Überforderung der Bundes- 

wehr entweder die Mittel erhöht oder de 
Auftrag   geändert   werden   muß,   nat _ 
schon damals offenkundig für den Papier' 
korb gearbeitet. Minister Apel hatte in der 
Folge — bis heute — weder das ein 
noch das andere entschieden. Nieman 
kennt die Lage der Bundeswehr im NA' 
TO-Bündnis besser als der Bundeskanzler 

und sein Verteidigungsminister. 
Die Reaktion der Soldaten nach der weit' 
gehenden Streichung der „Spitzendienst' 
zulage" zeigt, daß zunehmend Problem 
auf Kosten der Einsatzfähigkeit verharrt1' 
lost und verdrängt werden. 
Was seit Jahren fehlt, sind politische Ent' 
Scheidungen, die langfristige Perspektive 
geben und der Bevölkerung sagen, ^[ 
Frieden in Freiheit auch in Zukunft geSl' 
chert  werden   soll.   Der  Bundeskanzler 
fand in München für eine Sicherheitsp0"' 
tik keine Mehrheit mehr — die Leerte1"' 
mein täuschen. 
Minister Apel sagt selbst, daß er nur *ne' 
benbei Verteidigungsminister" ist. AuC"1 

hier — wie in vielen anderen Bereichen -" 
ist die Regierung offensichtlich am Eno^ 
Die SPD hat weder Mut noch Kraft — urld 

schon gar nicht mehr die Gefolgschaft 'n 

der eigenen Partei —, um das für unser 
gemeinsame Sicherheit Erforderliche z 

tun. 
Der Verteidigungsminister und der ßun' 
deskanzler müssen offenlegen, was s'e 

wollen. 
— Will die Regierung die Bundeswehr 

verkleinern? 
— Will die Regierung den Wehrdienst ve>" 

längern? 
— Wie viele Frauen und Ausländer solle11 

nach dem Willen der Regierung in d'e 

Bundeswehr eingestellt werden? 
Die Wehrpflichtigen, die Öffentlichkeit, di0 

NATO und besonders das Parlament ha' 
ben ein Recht darauf, die Auffassung ^ 
die Entscheidungen der Bundesregierung 
rechtzeitig mitgeteilt zu bekommen. 
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CDU SAAR 

2um ersten Mal und mit Erfolg: 
6in offener Parteitag 
I Urr* ersten Mal wurde jetzt im Saar- 

füh^ ein offener parte'*ag durchge- 
unrt, auf dem nicht nur Delegierte, 
°idern auch zahlreiche eingelade- 

ne Gäste aktuelle Fragen der Politik 
'skutieren konnten. Entsprechend 
em Vorbild des Bundesparteitages 

jfcr CDU in Hamburg, auf dem die 
K^istlich Demokratische Union 
.^utschlands mit dieser Form der 
Innung der Delegierten-Versamm- 
,Ung neue Wege beschritt, debattier- 
en die Saar-Delegierten und Hun- 
e1e von Gästen in drei Arbeitskrei- 

sen die „Perspektiven der Wirt- 
^hafts- und Finanzpolitik", das The- 
T1* »Jugend — Resignation oder 
Jjufbruch" und die Forderung der 

n'on nach „Frieden in Freiheit". 

Höhepunkt des Parteitages war die Re- 
de des Landesvorsitzenden der CDU 

aar, Ministerpräsident Werner Zeyer, der 
°Wohl landes- als auch bundespolitische 
.r°blemfelder   ansprach.   Entsprechend 

<*ern 
bli 

Parteitagsmotto „mit Mut und Weit- 
lck für unser Land" erhob Zeyer schwe- 

6 Vorwürfe gegen Bundes- und Landes- 

er> Sozialdemokraten in Bonn hielt er 
0r. die Machterhaltung sei ihnen inzwi- 
chen wichtiger als Regieren, sie setzten 

ciie Wirtschaftliche und politische Stabilität 
er Bundesrepublik Deutschland in unver- 
^twortlicher Weise aufs Spiel. Zeyer wei- 

<fr: „Damit wird das Vertrauen in diesen 
teat untergraben. Jahrelang hat die SPD 
6r jungen   Generation,   den  Arbeitneh- 

mern, den Frauen und den alten Men- 
schen im wahrsten Sinne des Wortes das 
Blaue vom Himmel herunter versprochen 
— vom blauen Himmel über der Ruhr, den 
Willy Brandt, der führende Illusionist der 
Bundesrepublik Deutschland, verkündete 
— bis zum totalen Wohlfahrts- und Ver- 
sorgungsstaat sozialistischer Prägung: 
ein Staat mit möglichst nahtlosem Über- 
gang vom BAFÖG zur Rente." 

Heute versuche die SPD verzweifelt klar- 
zumachen, sie sei bei fast zwei Millionen 
Arbeitslosen trotz wirtschaftlichen Rück- 
gangs und hoher Inflationsrate die Partei 
der Arbeitnehmer. Richtig sei dagegen, 
daß die SPD die Partei sei, die den Men- 
schen aufgrund ihrer verfehlten Politik in 
den vergangenen Jahren die Arbeit immer 
mehr „genommen" habe. 

Eingehend auf die hohen Belastungen von 
Arbeitern und .Angestellten durch Steuern 
und Sozialabgaben erinnerte der saarlän- 
dische CDU-Landesvorsitzende auch an 
den gescheiterten Versuch der SPD-ge- 
führten Bundesregierung, „die ohnehin 
schon stark gebeutelten Arbeitnehmer 
über die Mehrwertsteuererhöhung noch 
mehr zur Kasse zu bitten". Mit dieser 
selbst von Vertretern der SPD und FDP in 
Zweifel gezogenen Finanzierung des Be- 
schäftigungsprogramms hätte die Bonner 
SPD in Wahrheit nur ein Vehikel schaffen 
wollen, um der Union die Schuld am 
Scheitern des Programms zuschieben zu 
können. Diese habe jedoch mit ihrer Zu- 
stimmung zur 'nvestitionszulage zur Bele- 
bung der Wirtschaft und dem Programm 
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zur Förderung arbeitsloser Jugendlicher 
bewiesen, „daß wir über den Bundesrat 
eben keine Blockade-Politik, sondern eine 
Politik zum Wohle aller Bürger betreiben". 

In Verbindung mit der Drohung des schei- 
denden DGB-Vorsitzenden Vetter, einer 
denkbaren Koalition der Unionsparteien 
mit der FDP werde man „kräftig an die 
Gurgel fahren", sollte sie ihre wirtschaftli- 
chen Vorstellungen zu verwirklichen su- 
chen, betonte Zeyer in seiner häufig von 
Beifall unterbrochenen Rede: „Dies ist der 
bewußte Versuch der Volksverhetzung. 
Mit solchen Formulierungen bereitet man 
die Zerstörung des inneren Friedens vor. 
Hier gilt es, mit aller Kraft den Anfängen 
zu wehren." 

Scharfe Kritik mußten die saarländischen 
Sozialdemokraten wegen ihres „arbeit- 
nehmerfeindlichen Kurses" einstecken. 
Dem SPD-Landesvorsitzenden Lafontaine, 
der mit seiner gegen die eigene Bundes- 
regierung gerichteten „Unsicherheitspoli- 
tik" als Gegner des NATO-Doppelbe- 
schlusses inzwischen zu einem Sprecher 
der SPD-Linken geworden ist, warf Zeyer 
u. a. vor, er wolle „über eine Politik der 

CDU BREMEN 

Lande verbrannten Erde", die Macht im 
anstreben. 
Der Vorsitzende der CDU-Fraktion i"1 

saarländischen Landtag, Werner Scherer. 
ging in seinem ausführlichen Bericht zur 
Arbeit der CDU-Parlamentarier auch auf 
die Forderungen der saarländischen Op' 
position nach einem landeseigenen Be' 
schäftigungsprogramm ein. Wenn die Op- 
position immer wieder verlange, man solle 
eine bundesweite beispielhafte beschäfti- 
gungspolitische Offensive eröffnen, dann 
halte er dem entgegen, daß „ein Land 
überfordert ist, wenn es als Reparatur- 
werkstätte für die Unzahl der in Bonn ver- 
schuldeten Pannen in Anspruch genom- 
men werden soll". 
Gastredner des 31. Landesparteitages der 
CDU Saar war der stellvertretende CDU- 
Bundesvorsitzende, Niedersachsens Mini- 
sterpräsident Albrecht. Er zeigte sicn 
überzeugt, daß die Unionsparteien „kurz 
vor der Regierungsübernahme in Bonn 
stehen". Alle spürten, daß der notwendig6 

Wechsel komme. Albrecht setzte sicn 
auch eingehend mit der katastrophalen Fi- 
nanzlage des Bundes und Fragen der 
Energiepolitik auseinander. 

Auch in Bremen ist die Wende fällig 
Locker ging es auf dem CDU-Lan- 
desparteitag in Bremerhaven am 15. 
Mai 1982 zu. Dennoch wurden die 
schwierigen wirtschaftlichen Proble- 
me Bremens und Bremerhavens mit 
Nachdruck behandelt. Das zeigte al- 
lein die Flut der Anträge. Insbeson- 
dere die hohe Arbeitslosigkeit und 
die schlechte Lage der Werften 
spielten eine herausragende Rolle. 

Die Sozialdemokraten müssen in die 
Opposition", erklärte der alte und 

neue Landesvorsitzende Bernd Neumann- 
Er wurde mit 198 Ja-Stimmen von 231 gül- 
tigen Stimmen in seinem Amt bestätigt- 
Sein Stellvertreter, der Bundestagsabge- 
ordnete Reinhard Metz, erhielt sogar 21? 
Ja-Stimmen. Schön eng war es im großen 
Saal im Haus des Handwerks. Das machte 
den 241 Delegierten nichts aus. Denn sie 
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Werten Morgenluft, rückten noch enger 
lammen. Das unterstrich Neumann in 

*e|ner Rede. Er gab die Parole aus: „Der 
'ch anbahnende Stimmenverlust für die 
pD muß nicht zwangsläufig uns zugute 
ornmen.   Wir  müssen   darum   kämpfen, 

^glichst viel von dem Verlust der Sozial- 
ernokraten in unsere Scheuer zu fahren." 

^eumann  wörtlich:   „Ohne  Übertreibung 
ar>n man sagen, daß unsere Fraktion ein- 
eutig die fleißigste und aktivste ist. Die 

re9elmäßigen Stadtteilbesuche sind inzwi- 
schen schon zum Markenzeichen unserer 
Arbeit geworden."  Bei  einer Mitglieder- 
^erbeaktion im vergangenen Herbst wur- 

en 300 neue Mitglieder geworben. Der 
Stellenwert der bremischen CDU konnte 
enc*gültig auf den letzten Bundesparteitag 
9ehoben werden. Seit dem sind alle Lan- 

esverbände    im    Bundesparteivorstand 
ertreten.  Repräsentant  ist Bernd  Neu- 

mann. 

"°ie politische Lage unseres Bundeslan- 
ds hat sich seit dem letzten Bundespar- 
^'tag drastisch verschlechtert", stellte 
^eumann fest, „im Land Bremen haben 
j*ir die mit Abstand höchste Arbeitslosig- 
Ke't, sie liegt weit über dem Bundesdurch- 
j|chnitt. Die Entwicklung auf dem Bremer- 
havener Arbeitsmarkt — zur Zeit elf Pro- 
*ent Arbeitslose — nimmt bedrohliche 
F°rmen an." 
8remen befinde sich in einer Existenzkri- 
Se- Der Landesvorsitzende und CDU-Frak- 
''onschef sagte: „Daß wir Recht gehabt 
haben, löst leider die Krise nicht." Aber al- 
e Bürger müßten dies für ihre Wahlent- 
Scheidung wissen. Die Sozialdemokraten 
ersuchten nämlich, von ihrer Verantwor- 

^Un9 für diese Krise abzulenken. Sie schö- 
ben alles auf die Weltwirtschaft oder auf 
|J'e Bundespolitik, obwohl sie noch in 
B°nn regierten. 

~sr endgültige Marsch in die für alle Kin- 
jter schädliche Massenschule, in die Ein- 
he'tsschule, sei nur noch durch ein Mittel 

zu verhindern: durch eine hohe Wahlnie- 
derlage der SPD im Herbst 1983. „Wer das 
nicht begreift, soll sich anschließend bei 
uns nicht beklagen." 

Der einstmals gute Ruf Bremens unter 
Wilhelm Kaisen sei dahin — das bestätigte 
auch der Bonner Vertreter der bremi- 
schen CDU, Reinhard Metz. „Wer so mit 
dem Geld aast", griff Metz die Bremer 
Landesregierung an, „hat jeden Kredit ver- 
loren. Deshalb kommen die Sozialdemo- 
kraten auch in Bonn nicht weiter, wenn sie 
mit ihren Sorgen hausieren gehen. 
Koschnick habe es zugelassen, daß nicht 
die Senatoren, sondern die Delegierten in 
den SPD-Unterbezirken das Land Bremen 
regierten." 

Der CDU-Fraktions-Vize, Peter Kudella, 
malte eine düstere Prognose unter sozial- 
demokratischer Herrschaft für den Arbeits- 
markt: „Wir müssen bundesweit mit zwei 
bis vier Millionen Arbeitslosen bis Ende 
der 80er Jahre rechnen. Das bedeutet für 
Bremen 43 000 bis 45 000 Arbeitslose. 
Deshalb müssen wir dafür sorgen, daß je- 
der, der von der Schule abgeht, einen Ar- 
beitsplatz erhält." 

Stoltenberg warnt vor neuen 
Kohlekraftwerken 
Der schleswig-holsteinische Ministerpräsi- 
dent Gerhard Stoltenberg (CDU) hat sich 
besorgt über den Plan des Hamburger Se- 
nats geäußert, drei neue Kohlekraftwerke 
zu errrichten. Stoltenberg erklärte, er be- 
fürchte, daß diese Kraftwerke zu Umwelt- 
problemen führen würden und verwies auf 
wissenschaftliche Untersuchungen, in de- 
nen vor dem Einsatz fossiler Brennstoffe 
für die Energiegewirinung wegen mögli- 
cher Umweltgefahren gewarnt wird. In 
Norddeutschland würden alte Kohlekraft- 
werke mit einer „erschreckenden Umwelt- 
belastung" weitergefahren, weil neue 
Kernkraftwerke verhindert würden, sagte 
Stoltenberg. 
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Abfahrtszeiten der Sonderzüge 
zur Großdemonstration in Bonn 
Abfahrt Sonderzug Q 
Berlin 
Hannover Hbf. 
Bonn Hbf. 
Rückfahrt 
Bonn 
Berlin 

ca. 23.00 Uhr 
05.30 Uhr 

an 09.29 Uhr 

ab 17.25 Uhr 
an ca. 01.00 Uhr 

Abfahrt Sonderzug Q 
Wilhelmshaven 
Sande 
Varel 
Rastede 
Oldenburg Hbf. 
Ahlhorn 
Cloppenburg 
Essen (Old.) 
Quakenbrück 
Bersenbrück 
Osnabrück Hbf. 
Lengerich 
Bonn Hbf. 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. 
Wilhelmshaven 

Abfahrt Sonderzug 
Nordenham 
Brake 
Hude 
Delmenhorst 
Wildeshausen 
Goldenstedt 
Vechta 
Lohne 
Steinfeld 
Neuenkirchen 
Osnabrück Hbf. 
Bonn Hbf. an 

04.20 Uhr 
04.33 Uhr 
04.48 Uhr 

^p5.06 Uhr 
05.21 Uhr 
05.50 Uhr 
06k)4 Uhr 
06.20 Uhr 
06.33 Uhr 
06.51 Uhr 
07.56 Uhr 
08.08 Uhr 

an 10.50 Uhr 

ab 16.05 Uhr 
an 22.17 Uhr 

0 
04.05 Uhr 
04.28 Uhr 
05.08 Uhr 
05.40 Uhr 
06.10 Uhr 
06.26 Uhr 
06.45 Uhr 
06.57 Uhr 
07.18 Uhr 
07.40 Uhr 
08.42 Uhr 
11.44 Uhr 

Rückfahrt 
Bonn Hbf. ab 
Nordenham an 

Abfahrt Sonderzug 
Kassel Hbf. 
Wabern 
Treysa 
Stadtaliendorf 
Marburg 
Gießen 
Wetzlar 
Herborn 
Dillenburg 

18.00 Uhr 
101.05 Uhr 

o 
05.57 Uhr 
06.24 Uhr 
06.43 Uhr 
06.55 Uhr 
07.11 Uhr 
07.30 Uhr 
07.40 Uhr 
08.00 Uhr 
08.13 Uhr 

Siegen 
Niederscheiden 
Betzdorf 
Wissen 
Bonn-Beuel 
Rückfahrt 
Bonn-Beuel 
Kassel Hbf. 

08.40 Uhr 
08.49 Uhr 
09.00 Uhr 
09.12 Uhr 

an 10.16 Uhr 

ab 16.53 Uhr 
an 21.09 Uhr 

Abfahrt Sonderzug 
Bebra 
Hersfeld 
Fulda 
Neuhof 
Wächtersbach 
Gelnhausen 
Hanau Hbf. 
Friedberg 
Bad Nauheim 
Gießen 
Wetzlar 
Limburg 
Bonn-Beuel an 
Rückfahrt 
Bonn-Beuel ab 
Bebra an 

0 
05.00 Uhr 
05.17 Uhr 
05.48 Uhr 
05.57 Uhr 
06.21 Uhr 
06.31 Uhr 
06.55 Uhr 
07.20 Uhr 
07.33 Uhr 
08.03 Uhr 
08.17 Uhr 
09.08 Uhr 
10.35 Uhr 

17.30 Uhr 
22.55 Uhr 

Abfahrt Sonderzug 0 
Mainz Hbf. 
Bingerbrück 
Oberwesel 
St. Goar 
Bonn 
Rückfahrt 
Bonn 
Mainz Hbf. 

09.15 Uhr 
09.32 Uhr 
09.43 Uhr 
09.49 Uhr 

an 10.57 Uhr 

ab 20.39 Uhr 
an 22.15 Uhr 

Abfahrt Sonderzug Q 
Neustadt 05.40 Uhr 
Ludwigshafen 06.05 Uhr 
Worms 06.25 Uhr 
Oppenheim   mit   Eilzug   der 
Bundesbahn nach Mainz, dort 
Zustieg in Sonderzug 
Mainz Hbf. 07.10 Uhr 
Ingelheim 07.22 Uhr 
Bingen 07.33 Uhr 
Bonn an 08.52 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn ab 19.26 Uhr 
Neustadt an 22.27 Uhr 

Abfahrt Sonderzug 0 
Schifferstadt 06.45 Uhr 
Ludwigshafen 07.02 Uhr 
Frankenthal 07.20 Uhr 
Bonn Hbf. an 09.45 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn 
Schifferstadt 

ab 20.09 Uhr 
an 23.09 Uhr 

Abfahrt Sonderzug 0 
Saarlouis 05.55 Uhr 
Dillingen 06.02 Uhr 
Merzig 06.14 Uhr 
Mettlach 06.23 Uhr 
Trier 07.00 Uhr 
Wengerohr 07.32 Uhr 
Cochem 07.57 Uhr 
Bonn Hbf. an 09.14 Uhr 

Rückfahrt 
Bonn Hbf. 
Saarlouis 

ab 18.44 Uhr 
an 21.58 Uhr 

Abfahrt Sonderzug © 
St. Ingbert 06.52 Uhr 
Homburg 07.08 Uhr 
Landstuhl 07.25 Ujr 
Kaiserslautern 07.38 Uhr 
Bonn-B.Godesb. an 10.57 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. 
St. Ingbert 

ab 16.50 Uhr 
an 21.08 Uhr 

Abfahrt Sonderzug 
Göppingen 
Esslingen 
Stuttgart Hbf. 
Ludwigsburg 
Heilbronn Hbf. 
Bad Friedrichsh. 
Heidelberg Hbf. 
Mannheim Hbf. 
Bonn Hbf. an 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. ab 
Göppingen an 

07.17 Uhr 
07.39 Uhr 
07.56 Uhr 
08.11 Uhr 
08.42 Uhr 
08.54 Uhr 
09.45 Uhr 
10.01 Uhr 

,12.46 Uhr 

18.10 Uhr 
00.10 Uhr 

Abfahrt Sonderzug (£» 
Lörrach 
Weil 
Mühlheim 
Freiburg Hbf. 
Denzlingen 
Emmendingen 

06.05 Uhr 
06.25 Uhr 
06.46 Uhr 
07.04 Uhr 
07.10 Uhr 
07/ 

.10 Uhr 

.15 Uhr 
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07.33 Uhr 
07.45 Uhr 
08.09 Uhr 
08.15 Uhr 
08.30 Uhr 
09.09 Uhr 

an 12.09 Uhr 

ab 17.27 Uhr 
an 23.23 Uhr 

07.36 Uhr 
an 09.52 Uhr 

Uhr 
Sjjnbqrg 

28*tatt 
»"»ruhe 
geheim Hbf. 
J?*Hbf. 
3ü<*fahrt 
555 Hw. 

b'ahrt Sonderzug © 
SfekM 
,0nn-Beuel 
^kfahrt 

p°nr>-Beuel 
r9nkfurt 

Ahf 
Pr 

Tahrt Sonderzug © 

Cnk~rt °6-25 uhr 
"n-Beuel an 08.50 Uhr 

Sfahrt 
Kj-Beuel 
""»kfurt 

Abi 
k '

ahrt Sonderzug © 

S>oifzell 
lrl9en 

>endingen 

ab 18.10 Uhr 
an 20.19 Uhr 

ab 19.00 Uhr 
an 21.17 Uhr 

« ^«ueschingen 

•   Je 
£gen 
Georgen 

N>ch 
fflach 
C«burg 
K^n-Baden 
B;

r'sruhe Hbf. 
> Hbf. 
Sahrt IN 
K>Hbf. 
"°^tanz 
*bfa 

04.55 Uhr 
05.11 Uhr 
05.21 Uhr 
05.47 Uhr 
06.00 Uhr 
06.13 Uhr 
06.25 Uhr 
06.40 Uhr 
07.01 Uhr 
07.06 Uhr 
07.35 Uhr 
07.57 Uhr 
08.23 Uhr 

an 11.50 Uhr 

ab 16.21 Uhr 
an 23.11 Uhr 

8nrt Sonderzug © 

CiSbur9 03-38 Uhr 
CjSWig 04.07 Uhr 

CSbur9 °4-34 Uhr 

funster 05.06 Uhr 
CwUrg-Altona °6-16 Uhr 
Ha^urg-Dammtor 06.25 Uhr 
H^Jurg Hbf. 06.33 Uhr 
Ör6"

burg-Harburg 06.48 Uhr 
Veuu 0805 Uhr 

an 12.33 Uhr 

ab 15.25 Uhr 
an 23.25 Uhr 

Nährt 

*1«burg 

Abfahrt Sonderzug 
Westerland 
Keitum 
Morsum 
Klanxbüll 
Emmelsbüll 
Lehnshallig 
Niebüll 
Husum 
Heide 
Meildorf 
Itzehoe 
Glückstadt 
Elmshorn 
Pinneberg 
Hamburg-Altona 
Hamburg-Dammtor 

22.30 Uhr 
22.37 Uhr 
22.42 Uhr 
22.56 Uhr 
23.00 Uhr 
23.05 Uhr 
23.15 Uhr 
23.46 Uhr 
00.11 Uhr 
00.21 Uhr 
00.58 Uhr 
01.14 Uhr 
01.32 Uhr 
01.45 Uhr 
02.17 Uhr 
02.25 Uhr 

Rückfahrt 
Bonn-Beuel 
Kiel Hbf. 

ab 16.20 Uhr 
an 23.52 Uhr 

Abfahrt Sonderzug @ 
Hamburg-Altona 00.49 Uhr 
Hamburg-Dammtor 01.01 Uhr 
Hamburg Hbf. 01.15 Uhr 
Hamburg-Harburg 01.40 Uhr 
Bremen 03.25 Uhr 
Bonn-Beuel an 07.31 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn-Beuel ab 17.24 Uhr 
Hamburg-Altona an 23.03 Uhr 
Abfahrt Sonderzug ty 
Darmstadt 05.25 Uhr 
Groß-Gerau 05.38 Uhr 

Hinweis zur Plakatierung! 
Für die Kreisverbände, die nicht genügend Piakate zur 
Großdemonstration zur Verfügung haben, Weisen wir 
auf die Möglichkeit hin, das Plakat „Wir wollen in Frie- 
den und Freiheit leben" zu plakatieren. So z. B. abwech- 
selnd ein Demonstrations-Plakat „Gemeinsam für Frie- 
den und Freiheit" und ein Plakat „Wir wollen in Frieden 
und Freiheit leben". 

Format DIN A0: Bestell-Nr. 8280, 
100 Expl. 60,— DM 

Format DIN A1: Bestell-Nr. 8281, 
100 Expl. 45,— DM 

Hamburg Hbf. 02.35 Uhr 
Hamburg-Harburg    02.50 Uhr 
Bremen Hbf. 03.50 Uhr 
Bonn Hbf. an 07.55 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. ab 16.30 Uhr 
Westerland an 01.12 Uhr 

Abfahrt Sonderzug (Jj) 
Kiel Hbf. 22.35 Uhr 
Preetz 22.56 Uhr 
Ascheberg 23.06 Uhr 
Plön 23.13 Uhr 
Eutin 23.29 Uhr 
Bad Schwartau 23.50 Uhr 
Lübeck Hbf. 00.30 Uhr 
Bad Oldesloe 01.00 Uhr 
Hamburg Hbf. 02.05 Uhr 
Hamburg-Harburg    02.50 Uhr 
Bremen 04.55 Uhr 
Bonn-Beuel an 09.08 Uhr 

Wiesbaden Hbf. 06.10 Uhr 
Bonn-Beuel an 08.00 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn-Beuel ab 17.01 Uhr 
Darmstadt an 19.38 Uhr 

Abfahrt Sonderzug 
Hannover Hbf. 
Minden 
Bad Oeynhausen 
Löhne 
Herford 
Oelde 
Neubeckum 
Aalen 
Hamm 
Bonn-Beuel an 
Rückfahrt 
Bonn-Beuel ab 
Hannover Hbf.      an 

06.14 Uhr 
06.59 Uhr 
07.12 Uhr 
07.20 Uhr 
07.28 Uhr 
08.02 Uhr 
08.09 Uhr 
08.16 Uhr 
08.26 Uhr 
10.58 Uhr 

18.24 Uhr 
22.55 Uhr 
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Abfahrt Sonderzug ® 
Dortmund Hbf. 05.04 Uhr 
Hagen Hbf. 05.31 Uhr 
Wuppertal-Elberf. 06.50 Uhr 
Bonn Hbf. an 07.55 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. ab 21.10 Uhr 
Dortmund an 23.00 Uhr 

Abfahrt Sonderzug tf£> 
Hamm 06.10 Uhr 
Herne 06.52 Uhr 
Wanne-Eickel Hbf. 06.58 Uhr 
Gelsenkirchen Hbf. 07.05 Uhr 
Bonn-Beuel an 08.39 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn-Beuel ab 19.49 Uhr 
Hamm an 22.21 Uhr 

Abfahrt Sonderzug @ 
Essen Hbf. 08.05 Uhr 
Mülheim 08.14 Uhr 
Düsseldorf Hbf.        08.43 Uhr 
Bonn an 09.59 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. ab 20.50 Uhr 
Essen Hbf. an 22.23 Uhr 

Abfahrt Sonderzug fy 
Kleve 
Goch 
Kevelaer 

09.12 Uhr 
09.30 Uhr 
09.45 Uhr 

Geldern 
Kempen 
Krefeld Hbf. 
Bonn Hbf. 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. 
Kleve 

09.56 Uhr 
10.12 Uhr 
10.24 Uhr 

an 11.26 Uhr 

ab 19.02 Uhr 
an 21.32 Uhr 

Abfahrt Sonderzug % 
Emmerich 
Wesel 
Dinslaken 
Duisburg Hbf. 
Bonn Hbf. 

09.54 Uhr 
10.18 Uhr 
10.30 Uhr 
10.53 Uhr 

an 12.02 Uhr 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. 
Emmerich 

ab 20.02 Uhr 
an 22.13 Uhr 

Abfahrt Sonderzug £D 
Rheine 
Emsdetten 
Münster Hbf. 
Hamm 
Schwede 
Hagen Hbf. 
Bonn-Beuel 
Rückfahrt 
Bonn-Beuel 
Rheine 

06.30 Uhr 
06.41 Uhr 
07.00 Uhr 
07.35 Uhr 
08.00 Uhr 
08.22 Uhr 

an 09.35 Uhr 

ab 19.25 Uhr 
an 22.15 Uhr 

Abfahrt Sonderzug @ 
Homburg/Saar 07.18 Uhr 

07.34 UJ 
07.52 U 
08.04 Üh 
08.17 Uh 
09.08 UJ 

an 11.14 ÜW 

ab 19.13 Ig 
an 23.00 Uhr 

Abfahrt Sonderzug @ 
Berlin ca. 20.00 ÜhJ 
Helmstedt 00.12 UJ 
Hannover Hbf. 01.22 UJ 
Bonn-Beuel an 05.40 un 
Rückfahrt lhr 
Bonn-Beuel ab 21.35 "T 
Berlin an ca. 05.30 ur» 

St. Ingbert 
Saarbrücken Hbf. 
Völklingen 
Saarlouis Hbf. 
Trier 
Bonn-Beuel 
Rückfahrt 
Bonn Hbf. 
Homburg 

Abfahrt Sonderzug © 
Altenbeken 09 
Paderborn Hbf. 09 
Geseke 09 
Lippstadt 09 
Soest 10 
Werl 10 
Unna 10 
Bonn-Beuel an 12 

.18 Üj 
34 ÜHr 

"46 ÜJ 
54ÜHr 

06 UK 
18 unf 

30 C 
031* 

Rückfahrt 
Bonn-Beuel 
Altenbeken 

ab 22.02 UJ 
an 00.48 1* 
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